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MS Neoliberalismus: Kreuzfahrt oder Freibeuterei? 
Achte Ausgabe der Gegenveranstaltung zum WEF: 
"Das Andere Davos" am Global Action Day des Weltsozialforums 


attac Schweiz lädt zu einer satirischen 
Kreuzfahrt an Bord des Luxusliners 
"MS Neoliberalismus" ein. Die Ein- 
schiffung beginnt um 13 Uhr, mit ver- 
schiedenen Attraktionen am ganzen 
Nachmittag: Einkaufen im Zollfreila- 
den, Führungen auf der Kapitänsbrü- 


cke, wo der neoliberale Kurs festgelegt 
wird, feine Verpflegung am hoch sub- 
ventionierten Bordbuffet, Besichtigung 
der Wetterstation, die das Schiff heil 
durch Turbulenzen bringt, Verwöhnung 
durch das arbeitsame, multikulturelle 
Bordpersonal, Zwischenstopps in exo- 


tischen Ländern und Faulenzen unter 
den Palmen eines Steuerparadieses, 
Bewunderung des blauen Himmels und 
des blauen Meers (wie lang noch?), 
Aufstieg zum Krähennest (ist das ein 
Eisberg in der Ferne? Nein, es ist der 
Davoser Gipfel!). 





Samstag, 26. Januar 2008, Zürcher Volkshaus 


Workshops und Stände ab 13 Uhr 


Abendkonferenz mit Podiumsdiskussion um 20 Uhr: 


Susan George, Christian Felber, Rita Schiavi, Jean Ziegler 


Veranstaltungsort: Volkshaus, Stauffacherstrasse 60, 8004 Zürich 


Eintritt: 15.- bis 20.- 


Simultanübersetzung des Abendprogramms in Deutsch und Französisch 
Organisation: attac schweiz Kontakt: schweiz@attac.org, attac schweiz, Rue des Savoises 15, 1205 Genf, 022 800 10 40, PK 85-326212-6 
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>>> Das Andere Davos 2008 >>> 


2001 fand das erste Weltsozial- 
forum im brasilianischen Porto 
Alegre statt, als Gegenforum zum 
Davoser Weltwirtschaftsforum 
WEF. Am WEF treffen sich jedes 
Jahr die wichtigsten Firmen und 
politischen Leader, für offizielle 
Treffen - heuer ist beispielsweise 
im Rahmen des WEF ein Mini- 
Ministertreffen der WTO geplant 
- aber auch für gewinnbringen- 
de, geschäftliche Absprachen. 
Das Weltsozialforum (WSF) soll- 
te hingegen soziale Bewegungen 
und AkteurInnen von Kämpfen 
zusammen bringen, um sich über 
eine andere, mögliche Welt aus- 
zutauschen. Die zahlenmässige 
Beteiligung am ersten Weltsozi- 
alforum war mit Zehntausenden 
aus aller Welt überwältigend. 
Auch spätere Ausgaben, die un- 
ter anderem in Bombay (Indien), 
Caracas (Venezuela) und Bamako 
(Mali) stattfanden, boten Hun- 
derte von Foren und Workshops 
sowie eine grosse Themenvielfalt. 
Insbesondere 2001 war auch die 
Resonanz in den bürgerlichen 
Medien enorm - es wurde fast 
mehr über das WSF als über das 
WEF selbst berichtet. Dies hat sich 
aber inzwischen wieder gründlich 
geändert. 


Das Weltwirtschaftsforum erfuhr 
durch das Entstehen der globali- 
sierungskritischen Bewegung zu 
Beginn des neuen Jahrhunderts 
viel Aufmerksamkeit und Kritik. 
Die neoliberalen Rezepte, jedes 
Jahr in Davos wieder neu verkün- 
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det, verloren im Vergleich zu den 
1990er Jahren etwas an Legitimi- 
tät. Die Kritik daran wurde nicht 
mehr systematisch als altlink und 
verkrustet dargestellt. Während 
dies gelang, setzten sich genau 
diese Rezepte aber in der Reali- 
tät zunehmend durch - die Lage 
unzähliger Menschen und Be- 
völkerungsgruppen weltweit hat 
sich in den letzten Jahren noch 
drastisch verschlechtert. Dass es 
im 21. Jahrhundert nicht möglich 
scheint, den Hunger- oder Aids- 
Tod von Millionen zu verhindern, 
ist schlicht eine Schande für die 
Menschheit und ein Zeichen für 
die Verdorbenheit der aktuellen 
Weltordnung. Gleichzeitig sind 
die Reichen gerade in der jüngs- 
ten Zeit immer reicher geworden, 
was die Verschärfung der sozia- 
len Gegensätze ziemlich deutlich 
aufzeigt. 


Wie weiter mit der 
Kritik am WEF? 


Die globalisierungskritische Be- 
wegung wurde bald von einer zu 
Beginn sehr grossen Antikriegs- 
bewegung eingeholt, die auf die 
neuen imperialistischen Kriege in 
Afghanistan und Irak zu reagieren 
versuchte. Dass es trotz den welt- 
weiten Demonstrationen vom 15. 
Februar 2003, an denen sich Mil- 
lionen beteiligten, nicht gelang, 
diese Kriege zu stoppen, sitzt vie- 
















len - gerade auch jungen - Ak- 
tivistinnen in den Knochen. Die 
desolate Umweltsituation setzt 
ein weiteres düsteres Zeitzeichen, 
zumal dies für das Big Business 
nur eine weitere Gelegenheit für 
Geschäfte ist - wenn Multis wie 
Novartis das Trinkwasser bei- 
spielsweise in Basel mit Profit 
verseuchen durften, garnieren 
dafür heute Nestle und Konsorten 
ihre Gewinne mit dem Verkauf 
von Flaschenwasser. 


Wie weiter in einer solchen Situ- 
ation, wie kann man überhaupt 
für eine andere Welt kämpfen, 
und für welche? Ist es vielleicht 
an der Zeit, Vorschläge zu klären 
und offen darüber zu streiten? 
Diese Entwicklung zeichnete sich 
an den letzten Ausgaben des 
Weltsozialforums gerade nicht 
ab. Eine inhaltliche Klärung hätte 
ja eine Differenzierung, vielleicht 
ein Auseinandergehen gewisser 
Komponenten der sehr hetero- 
genen globalisierungskritischen 
Bewegung mit sich gebracht. 
Der Preis für das Umgehen von 
solchen Auseinandersetzungen 
war teils eine Tendenz, auf der 
Stelle zu treten, und manch- 
mal wurden Diskussionen ohne 
qualitativen Zugewinn einfach 
wiederholt. Auch unterscheiden 
sich in Konzepten und Aktions- 
formen manche sehr etablierten 
Nichtregierungs-Organisationen 
von Basisgruppen, die unter dem 
Eindruck der krassen Machtver- 
hältnisse weniger auf Appelle, Pe- 
titionen und Lobby sondern mehr 
auf offene Auseinandersetzungen 
setzen (müssen). 


Global Action Day 
statt zentrales Welt- 


sozialforum 


Nicht nur, aber auch als Reaktion 
auf solche Entwicklungen erneu- 
ert sich das WSF dieses Jahr: So 
ruft das Weltsozialforum für 2008 
nicht zu einem zentralen - oder 
polyzentrischen - Forum auf, 
sondern zu einem dezentralen, 
weltweiten Aktionstag am Sams- 
tag, 26. Januar. Alle Bewegungen 


Es ist eine gemeinsame 
Anreise zum Anderen Da- 
vos (Bus oder Ähnliches) 

in Planung. Melde dich bei 
aud@attac.org, wenn du 


itfahren möchtest! 


und Zusammenhänge sind aufge- 
rufen, an diesem Tag ihre eigenen 
Aktionen, Foren und Interventio- 
nen zu organisieren. Ob und wie 
weit dies gelingt, wird sich zei- 
gen. Zu den verschiedensten The- 
men kursieren Aufrufe zur Beteili- 
gung. Wir hoffen hierzulande auf 
starke, vielleicht sichtbarere und 
mehr basisorientierte Proteste 
gegen Neoliberalismus und Krieg 
- trotz der Zermürbungstaktik 
von Behörden und Polizei gegen 
militante Teile der Bewegung, 
also jene, die sowieso nie an So- 
zialforen reisten, sondern vor Ort 
auf der Strasse ihre Ablehnung 
der herrschenden Verhältnisse 
zeigten oder zeigen wollten. 


Das Andere Davos, die von attac 
schweiz mit Unterstützung zahl- 
reicher Kräfte organisierte Ge- 
genveranstaltung zum WEF, steht 
vor der achten Ausgabe und wird 
am Samstag, dem 26. Januar wie- 
der im Zürcher Volkshaus statt- 
finden. Das Andere Davos kommt 
dieses Jahr als Forum daher. Un- 
ter dem Motto eines Kreuzschiffs 
namens "MS Neoliberalismus” 
sind Bewegungen und Organisa- 
tionen aufgerufen, ihre Inputs zu 
präsentieren. Die verschiedensten 
inhaltlichen Anliegen können zur 
Sprache (und Darstellung) kom- 
men. Vorgesehen ist ein «Streifzug 
durch Lateinamerika»: Kolumbi- 
en, Chiapas/Mexiko, Guatema- 
la, Kuba, Nicaragua, Venezuela, 
Bolivien... Weitere Workshops: 
Finanzmärkte - Dienstpersonal - 
Alternativen - Ernährungspolitik 
- Die Demokratische Bedarfs- 
wirtschaft: ein Projekt zur Über- 
windung des Kapitalismus - Und 
einiges mehr... 


Am Abend findet eine Konferenz 
statt, unter anderem mit bekann- 
ten ExponentInnen der globali- 
sierungskritischen Bewegung wie 
Susan George und Christian Felber 
sowie Rita Schiavi von der Ge- 
werkschaft Unia und Jean Ziegler. 
Erstere wird auch am Public Eye 
on Davos, der Gegenveranstaltung 
der Erklärung von Bern, sprechen 
(siehe www.publiceye.ch). 


>>> Antivasella - 
Fördert die Widerstandskräfte >>> 


Neues von der Tour 
de Lorraine gegen das 
WEF 2008 in Bern! 


Ein Heilmittel gegen die negati- 
ven Auswirkungen der neolibe- 
ralen Globalisierung zu finden, 
wühlt die Gemüter auf. Dies wird 
am deutlichsten, wenn Ende Ja- 
nuar das World Economic Forum 
(WEF) seine Pforten öffnet. Eine 
Woche lang geniesst das WEF 
von den Medien unterstützt eine 
weltweite Plattform, um Rezepte 
zur Optimierung der Gewinnma- 
ximierung auszutauschen. Diese 
Rezepte hingegen bringen den 
Reichen noch mehr Geld und den 
Armen noch mehr Elend. Dass dies 
einigen klar geworden ist, zeigen 
die vielfältigen Proteste. 


Seit dem Jahr 2000 versucht der 
Zusammenschluss von attac bern, 
der städtischen DeMe-Kommissi- 
on und der ehemaligen Anti-WTO- 
Koordination in Bern die Wider- 
standkräfte von innen zu fördern. 


Jedes Jahr wird am Erfolgsre- 
zept weiter herumgetüftelt: Das 
diesjährige Produkt heisst Tour 
de Lorraine® 008 - Antivasella 
und kommt am 19. Januar auf 
den Markt. Der Wirkstoff heisst 
Musik und die Nebenwirkungen 
sind Bauchschmerzen wegen der 
skrupellosen Machenschaften der 
Pharmaindustrie. 


Natürlich ist das Antivasella ein 
Generikum - preiswert, aber wir- 
kungsstark: In acht verschiedenen 
Lokalen entfalten über zehn Bands 
und DJ's im Laufe des Abends ihr 
Potenzial.Einelnformationsveran- 
staltung zum Gerichtsfall Novar- 
tis in Indien dient der Aufklärung 
über die verhehrende Auswirkung 
von Patenten auf Drittweltländer. 
Die Nebenwirkungen verbreiten 
sich epidemieartig über die ganze 
Tour de Lorraine: Das Antivasella 
wird in allen Lokalen gratis abge- 
geben. Durch das Sponsoring von 
Tour de Lorraine ® 008 ist zudem 
eine professionelle Werbekampa- 
gne möglich. Plakate stellen die 





überrissenen Gewinne der Phar- 
maindustrie den Tausenden von 
Menschen gegenüber, die jährlich 
sterben, weil sie keinen Zugang 
zu günstigen Medikamenten ha- 
ben. Während Herr Vasella den 
höchsten Lohn in der Schweiz 
einstreicht, müssen in Afrika 
Menschen monatelang arbeiten, 
um sich eine Tuberkulosetherapie 


zu bezahlen. Für ausführlichere 
Information zum Wirkstoff und 
den Nebenwirkungen: Kommt an 
die Veranstaltung oder lest die 
Packungsbeilage. 


Sponsored by: 

Tour de Lorraine ® 008 

Detailliertes Programm: 
www.tourdelorraine.ch 


>>> Nestle mit Schmähpreis ausgezeichnet >>> 





Der 
Köhler-Schnura bei der Übergabe 
des Black Planet Award an einen 
Nestl&e-Vertreter. 


ethecon-Vorsitzende Axel 


Am 19.12.07 nahm ein Vertreter 
des NESTLE-Konzerns den von 
der deutschen Stiftung Ethik & 
Ökonomie "ethecon" verliehe- 
nen internationalen Schmähpreis 
"Black Planet Award 2007" in 
Empfang. Zur Konzernzentrale in 
Vevey am Genfer See waren auch 
Vertreterlnnen von internationa- 
len Aktionsnetzwerken angereist 
(u.a. attac, MultiWatch, IBFAN), 
die seit Jahren NESTLE wegen 
seiner Menschenrechtsverletzun- 
gen, wegen Umweltzerstörungen 
im grossen Stil und wegen welt- 
weiter Ausbeutung von Mensch 
und Umwelt kritisieren. 


Der "Black Planet Award" wird 
jährlich vergeben zusammen 
mit dem "Blue Planet Award". 
Während der vom weltbekann- 


ten ZERO-Künstler Otto Piene 
inspirierte Positiv-Preis heraus- 
ragendes Engagement für Erhalt 
und Rettung des Blauen Planeten 
ehrt, prangert der Schmähpreis 
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herausragende Verantwortung 
für Ruin und Zerstörung unserer 
Welt an. Der "Blue Planet Award 
2007" ging an Vandana Shiva. 
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>>> Tour de Suisse mit Susan George >>> 


Attac: Susan George, wir danken 
Ihnen für Ihre Teilnahme an unse- 
rem Forum „Das andere Davos" am 
26. Januar 08 in Zürich. Herzlich 
willkommen in der Schweiz, die 
unter dem abgenutzten Vorwand 
ihrer Kleinheit und Neutralität 
den roten Teppich für jene Akteu- 
re ausrollt, die Sie schon immer 
bekämpft haben. Gemeinsam mit 
Ihnen möchten wir eine kleine 
Tour de Suisse unternehmen, die 
uns an folgende Orte führt: 


Vevey: Hauptsitz von Nestle. In 
den 70er Jahren haben Sie in Ihrer 
Doktorarbeit dem Konzern ein Ka- 
pitel gewidmet, außerdem haben 
Sie ein brillantes Vorwort für den 
Band „Attac gegen die Großmacht 
Nestle" (2004) der Gruppe „Multi- 





Susan George ist Gründungsmit- 
glied von Attac Frankreich und 
Mitglied in dessen wissenschaft- 
lichem Beirat. Sie war Vizeprä- 
sidentin und Vorstandsmitglied 
von 1999 bis 2006. Viele von uns 
kennen sie von Büchern und Arti- 
keln, sowie von Vorträgen, die At- 
tac Schweiz organisiert hat, z.B. 
bei der Sommerakademie 2005 
in St. Croix-Les-Rasses. Sie ist 
Präsidentin des Beirats des Trans- 
national Institute, einem interna- 
tionalen Netzwerk von politisch 
aktiven Expertinnen. Ihr jüngstes 
Buch heißt La Pensee enchainee: 
Comment les droites laigue et 
religieuse se sont emparees de 
l'Amerique (Fayard 2007). 


nationale und Globalisierung" von 
Attac Vaud beigesteuert; 

Genf: Sitz der WTO; 

Lugano: mit seinen schönen pri- 
vaten Villen und einem viel be- 
achteten Bericht aus Ihrer Feder; 
Davos: wo sich jedes Jahr die Ent- 
scheidungsträger der Welt eine 
Woche lang versammeln; 

Zürich: wo Sie 1999 beim ersten 
Treffen unter dem Motto „Das 
andere Davos dabei waren (Attac 
Schweiz organisiert das erst seit 
2001). 


Susan George: Ja, das alljährliche 
Weltwirtschaftsforum in Davos 
ist ein guter Zeitpunkt, um mei- 
ne Aktivitäten Revue passieren zu 
lassen, die mich oft in die Schweiz 
geführt haben. Ich möchte Sie 
auch an ein kleines Büchlein erin- 
nern, das ich mit Fabrizio Sabelli 
geschrieben habe. Er war damals 
Professor am Institut für Entwick- 
lungstudien an der Universität 
Genf. Das Buch trägt den Titel „La 
Suisse aux encheres. Repliques 
a la pensee unique” [Zoe Verlag, 
1997]. Darin haben wir das neoli- 
berale Projekt analysiert, kritisiert 
und, wie ich hoffe, auch gestürzt, 
besonders die Privatisierungen, 
die David de Pury und seine 
Freunde aus der Finanzelite der 
Schweiz aufzwingen wollten. 


Aber fangen wir in Vevey an. 
Schon vor meiner Doktorarbeit 
war ich in der Kampagne gegen 
den Verkauf von Nestle-Milch- 
pulver in der Dritten Welt aktiv. 
Nestle hat auf diese Kampagne 
sehr aggressiv reagiert. In mei- 
ner Arbeit habe ich einige der 
Unwahrheiten enthüllt, die Nest- 
le in seinen Veröffentlichungen 
aufgetischtt hat (Fälschungen 
und Unterschlagungen von wis- 
senschaftlichen Ergebnissen, aus 
dem Zusammenhang gerissene 
Zitate usw.). Der Konzern hat 
hartnäckig versucht, meine ver- 
schiedenen Veröffentlichungen 
zu widerlegen. Ich erinnere mich 
an die beiden einzigen Fehler, die 
Nestle finden konnte: beim ersten 
ging es um Büffelmilch in einer 
Region Indiens mit einem höhe- 
ren Fettgehalt als Kuhmilch; mein 


zweiter Fehler war, in einer Ta- 
belle der Welternährungsorgani- 
sation FAO US-Dollar mit Singa- 
pur-Dollar verwechselt zu haben. 
Das war alles! Der Konzern konnte 
keine der anderen Aussagen wi- 
derlegen. Die Lehren daraus sind 
offensichtlich: Progressive Wis- 
senschaftlerInnen müssen makel- 
los sein, transnationale Konzer- 
ne (TNK) können ohne weiteres 
lügen, wenn sie glauben, dass 
niemand nachprüft. Ein aktuelles 
Beispiel dafür sind Monsanto und 
andere Unternehmen, die gen- 
technisch veränderte Organismen 
herstellen. Die Schwierigkeit ist, 
dass die Konzerne subtiler gewor- 
den sind und heute bessere Lob- 
bying- und Öffentlichkeitsarbeit 
machen; außerdem erhalten sie 
immer häufiger Schützenhilfe von 
öffentlichen Institutionen. 


Das führt uns geradewegs zur 
zweiten Etappe unserer Tour, 
nach Genf, an den Sitz der WTO, 
mit der ich mich intensiv beschäf- 
tigt habe und noch beschäftige. 
Ich habe unzählige Vorträge über 
die WTO gehalten und das kleine 
Buch „Stellen wir die WTO zurück 
auf ihren Platz” für die Buchreihe 
von Attac Frankreich geschrieben. 
Die Regeln dieser Organisation 
sind zwischen 1986 und 1994 
ausgehandelt worden - ohne 
Zweifel die dunkelsten Jahre des 
reinen Neoliberalismus. Und die 
TNK haben - anders an die Nicht- 
regierungsorganisationen - von 
Anfang an dort mitverhandelt, 
ganz besonders bei den Dienst- 
leistungen und beim geistigen 
Eigentum. Wir haben Beweise, 
dass die Europäische Kommission 
in der WTO vollumfänglich Zie- 
le verfolgt, die ihr von den TNK 
vorgegeben wurden. Der ehema- 
lige Kommissar für Handel Leon 
Brittain hat persönlich die Grün- 
dung des Europäischen Dienst- 
leistungsforums betrieben, einer 
Lobbyorganisation mit ca. 80 TNK, 
damit deren „Ratschläge” noch 
leichter Gehör finden. Die Kam- 
pagne „GATS-freie Zonen" hatte 
einen gewissen Widerhall in über 
1.500 europäischen Städten und 
Gemeinden, die sich symbolisch 


als GATS-frei erklärt haben. Die 
AktivistInnen von Attac Schweiz 
und andere waren hier sehr aktiv. 
Aber es müssten tausende mehr 
sein. Da die WTO mit ihrer Doha- 
Runde an einem toten Punkt an- 
gekommen ist, konzentriert sich 
die Europäische Kommission auf 
EU-Freihandelsabkommen (EPAs). 
Für die armen Länder sind diese 
Abkommen noch gefährlicher, für 
die TNK bedeuten sie zusätzliche 
Rechte und ein weiterer Schritt 
zu weltweit gültigen Handlungs- 
vollmachten. 


Weiter geht's nach Lugano. Mein 
„echter falscher Lugano-Report" 
ist vielleicht das Beste, was ich 
je geschrieben habe, denn das 
Format eines Berichts gab mir die 
Gelegenheit, die Logik der „Herr- 
scher über die Welt” - jener Män- 
ner (und wenigen Frauen), die sich 
seit 4 Jahrzehnten jeden Januar, 
den Gott hat werden lassen, oben 
in Davos treffen - bis zur letzten 
Konsequenz darzustellen. Ich ken- 
ne Lugano nicht gut - ich habe 
dort lediglich zwei Vorträge ge- 
halten -, aber ich war beeindruckt 
von der Ruhe, der Schönheit, dem 
diskreten Reichtum. Es bot sich 
also an als idealer Schauplatz 
für eine Expertenrunde, die sich 
mit der Frage, wie der Kapitalis- 
mus im 21. Jht. unverwundbar zu 
machen sei, beschäftigten sollte. 
Wenn Sie den „Lugano-Report" 
oder „Ist der Kapitalismus noch 
zu retten?" gelesen haben, wissen 
Sie, dass die Antwort alles andere 
als schön ist. 


Die Fragesteller sind klassische 
„Vertreter von Davos‘. Ich habe ei- 
nen Freund, der sagt: „Diese Klas- 
se wollte schon immer nur eines: 
nämlich alles”. Ich mag auch den, 
der meinte: „Alles für uns und 
nichts für die anderen - das ist 
offenbar schon von jeher die üble 
Maxime der Herren der Mensch- 
heit.” Das war Adam Smith, der 
ziemlich viel vom Kapitalismus 
verstand. Für sich genommen, 
sind diese „Vertreter von Davos" 
sicher gute Familienväter, aber 
als Klasse sind sie und werden sie 
immer von bedrohlicher Habgier 


sein. Sonst wären sie nicht da 
oben, denn selbst die Vorstands- 
vorsitzenden der größten TNKs 
sind nicht frei - sie müssen den 
verrückt gewordenen institutio- 
nellen Investoren mit ihren mass- 
losen Gewinnvorstellungen gefal- 
len. Und wenn sie sich ernsthaft 
verkalkulieren, wie jetzt bei der 
Sub-Prime-Krise (USA), dann hilft 
ihnen der Staat aus der Klemme. 
Jedenfalls bis jetzt. 


Ich weiß, dass die Schweizer Be- 
völkerung oder zumindest mei- 
ne Schweizer Freundinnen und 
Freunde gerne glauben, ihr Land 
sei Weltmeister in allen Steu- 
erparadies-Klassen. Das stimmt 
aber nur in Bezug auf die Größe. 
Da nimmt die Schweiz, wenn ich 
mal so sagen darf, einen „guten 
Platz" ein. Aber denken wir an 
Steueroasen wie die Cayman- 
Inseln, wo ein einziges Gebäude 
angeblich an die 18.000 Brief- 
kastenfirmen beherbergt... Die 
Financial Times schätzt (ebenso 
wie unsere KollegInnen vom Tax 
Justice Network), dass Großbri- 
tannien das Klassement anführt. 
Und es mangelt nicht an Konkur- 
renz. Auch Luxemburg mit dem 
weltweit höchsten Pro-Kopf-BIP 
spielt ganz vorne mit und wir an- 
deren in der Europäischen Union 
haben keinen Grund stolz zu sein: 
es gibt dutzende Steueroasen bei 
uns. 

Die Probleme müssen heute fast 
alle aufeiner internationalen Ebe- 
ne gelöst werden. Unsere Gegner 
wissen das, deshalb bekämpfen 
sie jede auch nur minimale Regu- 
lierung in diesem Raum, in dem 
Demokratie und zivilgesellschaft- 
liche Kontrolle gänzlich fehlen. 
Das führt uns an den letzten Ort 
unserer Tour durch die Schweiz 
- in die Stadt Zürich, wo wir bald 
„Das andere Davos" veranstalten 
werden, wenige Tage nach dem 
„Public Eye on Davos" (=zeit- 
gleiche Gegenveranstaltung zum 
Weltwirtschaftsforum in Davos). 


Um den Kampf der globalisie- 
rungskritischen Kräfte zu verste- 
hen, gilt es langfristig zu denken. 
Wir müssen unser Engagement in 


einem historischen Zusammen- 
hang sehen. Ja, ich war 1999 in 
Zürich beim ersten „Anderen Da- 
vos". Das war vor nicht einmal 10 
Jahren, in einer historischen Per- 
spektive war das „gerade eben”. 
Alle großen Kämpfe erstrecken 
sich über lange Zeiträume; dies 
entspricht dem Einsatz und auch 
dem Widerstand der anderen Sei- 
te, die „alles für sich selbst und 
nichts für die anderen” will. 

Außerdem sind wir gewöhnt 
an das, was in den USA als „in- 
stant gratification’ - sofortige 
Befriedigung - genannt wird. Im 
politischen Kampf gibt es dies 
aber sehr selten. Die Politik ist 
- physikalisch gesprochen - ein 
Energiemoloch. Für ein winziges 
Resultat müssen 10, 100 Einhei- 
ten Energie in das System einge- 
speist werden. Ich weiß, dass es 
manchmal schwierig ist durchzu- 
halten; besonders wenn - wie vor 
gar nicht langer Zeit in Frankreich 
- eine riesige Menge Energie er- 
forderlich ist, um sich mit jenen 
auseinander zu setzen, die vor- 
geben Verbündete zu sein und 
in Wirklichkeit die Bewegung für 
ihre persönlichen Vorteile miss- 
brauchen. Das tut weh. Aber mit 
meiner langjährigen Erfahrung 
kann ich allen Mitstreiterlnnen 
in der Schweiz und anderswo 
versichern, dass ein Leben ohne 
Solidarität ein sehr trauriges 
wäre, dass es auf unserer Seite 
sehr viel menschlicher zugeht, 
dass das Leben kurz und die Welt 
unvollkommen ist. Versuchen wir 
mit anderen zusammen, die Welt 
zu verändern, anstatt alles beim 
Alten zu lassen. Das hält warm, 
auch bei minus 15 Grad in Davos. 


Attac: Vielen Dank für diese Ein- 
drücke und Ihre Analyse und für 
die herzlichen Worte der Ermuti- 
gung. Wir freuen uns, Sie am 26 
Januar in Zürich wieder zu sehen. 





Zum Tod von Daniele Jenni 


Wir haben einen grossen Kämpfer verlo- 
ren - so stand es in der ersten Mailnach- 
richt über den Tod von Daniele Jenni, die 
= wir erhielten. Daniele Jenni ist Ende De- 
f | zember an einer Krankheit gestorben. 


Sein Tod ist ein schwerer Verlust für 
globalisierungskritische und sonstige 
bewegte Zusammenhänge. Unzähligen 
AktivistInnen ist er durch sein Engage- 
ment als Anwalt und Aktivist beigestan- 
den. Selbstdarstellung und PR-Allüren 
waren ihm ganz fern. Dafür ist er immer wieder für Meinungsäus- 
serungsfreiheit und demokratische Rechte eingestanden. Wie oft 
hat er Verantwortung für Mobilisierungen in schwierigen Situatio- 
nen übernommen - und wie hart wurde er in der Öffentlichkeit aus 
verschiedenen Lagern dafür angegriffen, gerade auch im letzten 
Herbst. 


Seine politische Verlässlichkeit, seine Aufrichtigkeit und nicht zu- 
letzt seine zutiefst menschenfreundliche Haltung zeichneten ihn 
aus. Er wird nicht vergessen werden. 


Online-Shop von attac 


In Zusammenhang mit der Buchhandlung Basta in Lausanne be- 
treibt attac einen Online-Shop mit Veröffentlichungen und Mate- 
rial von attac Schweiz. Ebenso findet sich dort eine Sammlung von 
Büchern zu unseren Themen. 

Alles Weitere auf: http://www.suisse.attac.org/boutique 


An dieser Nummer 
haben sich beteiligt: 


Marianne Aeberhard, Marco Büchel, Maurizio Coppola, Roman 
Künzler, Michel Pellaton, Ba Rimml, Peter Streckeisen, Karin Vogt 


Kontakt 


Auf einen Artikel reagieren ? Einen Text zur Veröffentlichung vor- 
schlagen ? Bei attactuell mitmachen ? Gerne ! Kontaktadresse : 
attactuell@attac.ch, oder über eine der drei Deutschschweizer at- 
tac-Sektionen : 


attac basel, 
Postfach, 4002 Basel, basel@attac.org, www.local.attac.org/basel 


attac bern, 
Postfach 520, 3000 Bern 9, bern@attac.org, www.attac-bern.ch 


attac zürich, 
Postfach 7674, 8023 Zürich, zurich@attac.org, www.local.attac. 
org/zurich 


Wer sich für die Mitarbeit in einer attac-Sektion interessiert oder 
auch einfach einmal reinschauen möchte, ist jederzeit herzlich will- 
kommen. Infos über geplante Termine und Sitzungen sind bei den 
Gruppen erhältlich. Bis bald ! 


>>> Klassenkampf in Venezuela >>> 


"Venezuela steht am Rande der 
Diktatur.” Diese Meinung ist in 
der Schweiz weit verbreitet, auch 
in linken Kreisen. Während mehr 
als drei Monaten hatte ich die 
Möglichkeit, den "revolutionären 
Prozess" in Venezuela näher ken- 
nen zu lernen. 

"Und, was hast du hier gesehen, 
eine Diktatur ?" fragte mich ein 
venezolanischer Gesprächspart- 
ner, als ich vom bei uns vorherr- 
schenden Bild erzählte. "Sag den 
Leuten in deinem Land, dass wir 
hier in einer Demokratie leben, 
und soviel Rechte und Meinungs- 
äusserungsfreiheit haben, wie nie 
zuvor !" Kaum an der Macht, hat- 
te der venezolanische Präsident 
Hugo Chävez 1999 als erstes eine 
neue Verfassung erarbeiten las- 
sen, die in einer Volksabstimmung 
angenommen wurde. 


Einführung der direk- 
ten Demokratie 


Mit der neuen Verfassung wur- 
den, auch inspiriert vom Modell 
Schweiz, direktdemokratische 
Rechte eingeführt : das Initiativ- 
und Referendumsrecht. Darunter 
auch die Möglichkeit des Abwahl- 
referendums, dem sich Chavez 
2005 stellen musste. Während 
früher das Parlament über Ver- 


fassungsänderungen bestimmen 
konnte, müssen diese heute ob- 
ligatorisch vors Volk. Und wie 
sich am 2. Dezember 2007 nach 
der Abstimmung über die Verfas- 
sungsreform zeigte, wird die di- 
rekte Demokratie von Seiten der 
Regierung auch respektiert. Was 
man von der Gegenseite nicht 
sagen kann. Wenn sie die Ab- 
stimmung nicht knapp gewonnen 
(51%), sondern verloren hätten, 
dann wäre in Venezuela im Mo- 
ment sicher die Hölle los : Medi- 
enwirksame Destabilisierungsver- 
suche mit finanzkräftiger Unter- 
stützung und Beratung durch die 
US-amerikanische Regierung. Und 
die internationale Öffentlichkeit 
würde sich einmal mehr besorgt 
über den Zustand der Demokratie 
in Venezuela äussern. 


Die Reichen in der 


Opposition 


"Hier herrscht ein Klassenkampf", 
haben mir viele VenezolanerInnen 
die Situation im Lande erklärt. In 
Venezuela zeigt sich, wie sich die 
Reichen und Mächtigen verhal- 
ten, wenn sie mal ausnahmsweise 
in der Opposition sind : total anti- 
demokratisch ! Putschversuche, 
Manipulation durch ihre privaten 
Medien, Unternehmerstreiks, Sa- 





Revolutionärinnen in Morön : Belkis (ganz links), Milagros (Mitte) und 
Lisbeth (2. von rechts) 





Workshop von Inamujer in Güigüe : in der 2. und 3. Reihe links Elsy, 
Sandra und Maryury 


botage. Von Mai bis Juli 2007 er- 
lebte ich Proteste von oppositio- 
nellen Studierenden in Venezuela 
hautnah mit. Sie gingen für "Mei- 
nungsäusserungsfreiheit" auf die 
Strasse und wehrten sich gegen 
die "Schliessung" des privaten 
Fernsehkanals RCTV. Früher wur- 
den oppositionelle Studierende 
erschossen - heute erhalten sie 
Audienzen beim Ombudsmann, 
dem Obersten Gericht, der Nati- 
onalversammlung. Solche Frei- 
heiten sind vor Chävez undenkbar 
gewesen. Und dann haben diese 
verwöhnten Studis der Ober- und 
Mittelschicht noch die Arroganz, 
sich als Verteidiger von Freiheit 
und Demokratie aufzuspielen | 
Kein Wunder klang ihr Diskurs so 
seltsam leer. Denn was sie wirklich 
antreibt, ist wohl etwas anderes : 
Sie haben Angst, ihre Privilegien 
zu verlieren. Der Fernsehsender 
RCTV sendet übrigens heute wei- 
ter - über Kabel. Er wurde näm- 
lich gar nie geschlossen. 


Hin zur partizipativen 


Demokratie 


Der "Sozialismus des 21. Jahrhun- 
derts", den Chavez & Co. einfüh- 
ren wollen, soll vor allem eines 
sein: demokratisch. Aber nicht 
nach dem in den meisten Ländern 


der Welt vorherrschenden Modell 
der repräsentativen Demokra- 
tie, wo alle 4 Jahre mal gewählt 
wird und das wär's dann. Nein, 
in Venezuela wird die partizipa- 
tive Demokratie eingeführt, und 
zwar konkret : 39'000 Gemein- 
deräte gibt es inzwischen schon. 
Ihre Sprecher/-innen werden an 
Quartierversammlungen, die allen 
offen stehen, gewählt und packen 
Probleme vor Ort an, wie z.B. Pro- 
jekte für den Bau von Wasser- und 
Abwasserleitungen, Stromversor- 
gung, Wohnungsbau. "Ich bin der 
Auffassung, dass diese Versuche, 
demokratische Formen einzufüh- 
ren und zu vertiefen, ein echtes 
Anliegen von Präsident Chävez 
und seinen Mlitstreitern ist. Das 
ist eine gewaltiges Projekt, eine 
riesige Herausforderung vor dem 
Hintergrund der vertikalen und 
autoritären Regierungsformen der 
letzten 500 Jahre |", meint Walter 
Suter, bis August Schweizer Bot- 
schafter in Venezuela. 


Gesundheit und Bil- 
dung für alle 


Auch was den Service Public be- 
trifft, hat Venezuela unter Chavez 
riesige Schritte hin zu mehr De- 
mokratie gemacht : mit Bildungs- 
programmen für Erwachsene 


wurde u.a. der Analphabetismus 
besiegt. Bildung und Gesundheit 
sind heute öffentlich und gratis 
und somit für alle zugänglich. 
Vor allem Frauen profitieren vom 
"revolutionären Prozess" in Ve- 
nezuela. Zwischen 60-70% der 
Teilnehmenden der Bildungspro- 
gramme sind Frauen. Und auch 
die Gemeinderäte sind mehrheit- 
lich in Frauenhand. "Die Frauen 
nehmen am meisten an der Revo- 
lution teil", meinte Milagros Oli- 
va, die mich mit ihren Kolleginnen 
in den Vierteln der heissen Ha- 
fenstadt Morön herumführte, um 
mir soziale Projekte und Errun- 
genschaften zu zeigen. "Sie sind 
die Avantgarde der Revolution." 
Lisbeth Pinto, die im Viertel Pal- 
ma Sola verantwortlich ist für ein 
von der Regierung unterstütztes 
"Ernährungshaus”, wo sie für 150 
Bedürftigte Zmittag und Zvieri 
kocht, ergänzte lachend : "Es gibt 
einige Männer, die deswegen er- 
schrocken sind !" 


Frauen als Avantgarde 
der Revolution 


Auch in einem Workshop zu Ge- 
schlechterverhältnissen des nati- 
onalen Fraueninstituts Inamujer 
in der Gemeinde Güigüe, drei Au- 
tostunden von Caracas entfernt, 
waren sich die Teilnehmerinnen 
einig : "Chavez hat uns aus dem 
Haus auf die Strasse geholt. Und 
wir werden nicht mehr zurück ge- 
hen !" Diese rasche Emanzipation 
der Frauen stösst im machistisch 
geprägten südamerikanischen 
Land auch auf Widerstand. "Mein 
Mann hat keine Arbeit, jetzt küm- 
mert er sich um die Hausarbeit, 
wenn ich nicht da bin", erklärte 
mir die 40jährige Belkis Matos, 
die im Bildungsprogramm "Mi- 
sion Sucre" Soziales Management 
studiert und Mutter von drei Kin- 
dern (5, 11, und 14 Jahre) ist. "Am 


Anfang fiel es ihm schwer, aber 
jetzt hat er es überwunden und 
unterstützt mich." So glimpflich 
läuft es nicht in allen Beziehun- 
gen. Elsy Gil, ihre Schwester Ma- 
ryury Gil und Sandra Saez haben 
zusammen das berufliche Bil- 
dungsprogramm "Mision Vuelvan 
Caras" besucht und führen nun 
seit bald drei Jahren mit anderen 
Frauen die Kooperative "Eros", wo 
sie Strassenkindern helfen. Nur 
Sandra wird von ihrem Mann un- 
terstützt. Maryury hat mit ihrem 
Mann "eine permanente Diskussi- 
on" wegen ihrer ausserhäuslichen 
Aktivitäten und Elsy hat sich des- 
wegen sogar getrennt. Aber alle 
drei sind sie sich einig : "Der Pro- 
zess ist das Beste, was uns passie- 
ren konnte. Denn jetzt haben wir 
Zugang zu Bildung, vorher waren 
wir ausgeschlossen." 


Und wir ? 


Venezuela ist ein Flecken Hoff- 
nung in einer Welt, die immer 
schneller im wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Chaos 
versinkt. Für die Welt von mor- 
gen ist es entscheidend, was in 
Venezuela, Bolivien, Ecuador... 
passiert. Die sozialen Bewegun- 
gen in diesen Ländern sind auf 
unsere Solidarität angewiesen. 
Es geht nicht darum, die Regie- 
rungen zu unterstützen, sondern 
die sozialen Bewegungen. Wenn 
diese Bewegungen jedoch die 
Massnahmen ihrer Regierungen 
unterstützen, dann spricht nichts 
dagegen, solidarisch zu sein. An- 
gesichts von internationaler Me- 
dienmanipulation und imperialen 
Destabilisierungsversuchen ist das 
keine einfache Aufgabe. Aber eine 
notwendige Aufgabe, auch in un- 
serem Interesse. Denn eine andere 
Welt ist tatsächlich möglich | 


Ba Rimml 
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"Jetzt gehört die Meinungsäusserungsfreiheit allen" 
- Demo am 2.6.07 zur Unterstützung der Nicht-Ver- 
längerung der Konzession des TV-Senders RCTV 
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Weltordnung, Kriege und 
Sicherheit 


Nukleare Abschreckung; Mittlerer und Naher Osten; 
Militärmacht EU, Bundeswehr in Afghanistan und 
Völkerrecht; Schweiz: Gesamtverteidigung, 
Rüstungsindustrie, Sicherheits- und Friedenspolitik; 
Geschlechterordnung und Militärgewalt; Terroris- 
musbekämpfung, Justiz, Feindstrafrecht und Folter 








Beiträge zu 
sozialistischer Politik 











D. Senghaas, M. Massarat, Th.Roithner, 

N. Paech/K. Seifer, R.Moosmann/J.Lang, 
A. Cassee /T.Cassee, R. Gysin, B. Degen, 

R. Seifert, S. Krasmann, H. Busch, V. Györffy 


Diskussion 


R. Kurz: Rüstungsdollar und US-Militärmaschine 
J. Wagner: Neoliberaler Kolonialismus 

J. Wissel: Neuer Imperialismus 

K. Majchrzak: H. Arendts Imperialismus-Kritik 

N. Levine / RO. Wolf: Kapital-Lektüren 


232 Seiten, Fr. 25.- (Abonnement Fr. 40.-) 
zu beziehen im Buchhandel oder bei 
WIDERSPRUCH, Postfach, 8031 Zürich 
Tel./Fax 044 273 03 02 
www.widerspruch.ch 


vertrieb@widerspruch.ch 





>>> Das Grundeinkommen 


in der Diskussion: 


Ein Bericht über den Basler Kongress 


Am 5. bis 7. Oktober hat in Ba- 
sel der zweite deutschsprachige 
Grundeinkommenskongress statt- 
gefunden. Die Veranstaltung war 
in zweifacher Hinsicht erfolg- 
reich. Zum einen ist es geglückt, 
ein breites und vielfältiges Pu- 
blikum anzusprechen. Über 250 
Personen haben am Kongress teil- 
genommen - jung und alt, aus der 
Schweiz, Österreich und Deutsch- 
land, von der Sozialhilfebezügerin 
über den Gewerkschafter bis zum 
Hochschulprofessor. Zum ande- 
ren ist es gelungen, die wichtigen 
umstrittenen Fragen anzuschnei- 
den und durchaus kontrovers zu 
diskutieren. 


Zwar wurde bereits im Vorfeld 
des Kongresses festgehalten, zur 
Diskussion stehe ein bedingungs- 
loses und existenzsicherndes 
Grundeinkommen, das nicht den 
bestehenden Sozialstaat ersetzen 
soll. Damit sollte den neoliberalen 
Sozialabbaukonzepten, wie sie 
etwa in Deutschland durch den 
Ökonomen Thomas Straubhaar 
(Weltwirtschaftsinstitut Ham- 
burg) verbreitet werden, auf des- 
sen Modell sich der thüringische 
Ministerpräsident Dieter Althaus 
(CDU) stützt, eine Absage erteilt 
werden. Dennoch ist am Kongress 
deutlich geworden, dass es unter 
den Teilnehmenden unterschied- 
liche Vorstellungen zum Grund- 
einkommen gibt, die Anlass zu 
inhaltlichen Kontroversen geben 
mussten. 


Vielfältige Workshops 
und Podien 


Eröffnet wurde der Kongress am 
Freitagabend in der Aula der Uni- 
versität durch den Basler Soziolo- 
gen Ueli Mäder. Ererinnerte an das 





Werk des kürzlich verstorbenen 
Andre Gorz, der zu den wichtigs- 
ten Vorläufern und Ideengebern 
der Grundeinkommensdiskussion 
zählt. Danach diskutierten Ver- 
treter der Veranstalterorganisati- 
onen (die Attac-Gruppen und die 
Grundeinkommensnetzwerke aus 
der Schweiz, Deutschland und 
Österreich) über die Frage, ob es 
sich beim Grundeinkommen um 
einen "realistischen Vorschlag" 
oder eine "Utopie" handle. Am 
Samstag wurde die Diskussion in 
5 Schwerpunktworkshops vertieft, 
bevor am Abend zwei Podien mit 
Vertreterlnnen von Erwerbslosen- 
initiativen, politischen Parteien 
und Gewerkschaften im Basler 
Volkshaus mit regem Publikums- 
zuspruch stattfanden. Ausserdem 
wurde nachmittags ein Vernet- 
zungstreffen abgehalten, an dem 
sich die AktivistInnen aus den un- 
terschiedlichsten Aktionszusam- 
menhängen austauschen und in 
Verbindung setzen konnten. Ab- 
geschlossen wurde der Kongress 
am Sonntag mit einer durch den 
Wirtschaftsethiker Peter Ulrich 
(St. Gallen) eingeleiteten Podi- 
umsdiskussion zur Frage, ob das 
Grundeinkommen ein Menschen- 
recht sei. 


Attac Schweiz erst- 
mals in die Thematik 


involviert 


Attac Schweiz hat sich damit 
erstmals wirklich in die Diskussion 
über das Grundeinkommen einge- 
schaltet. Am ersten deutschspra- 
chigen Grundeinkommenskong- 
ress, der im Herbst 2005 in Wien 
stattgefunden hat, war Attac 
Schweiz noch nicht beteiligt. Ein 
dritter Kongress soll im Oktober 
2008 in Berlin stattfinden - zum 





60. Jahrestag der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte. Die 
Diskussion und die Vernetzung zu 
diesem Thema gehen also weiter, 
und Attac Schweiz muss sich die 
Frage stellen, ob und in welcher 
Form eine Teilnahme daran sinn- 
voll ist und welchen besonde- 
ren Beitrag Attac Schweiz dazu 
leisten kann. In Bezug auf diese 
Frage ist es vielleicht nützlich, an 
dieser Stelle einige der kontrover- 
sen Diskussionen des Kongresses 
nachzuzeichnen. 


Über kurz oder lang ? 


1. Uneinigkeit herrschte unter 
den Teilnehmenden, ob das be- 
dingungslose Grundeinkommen 
als konkrete Massnahme kurz- 
fristig anzustreben oder eher als 
Rückgrat eines längerfristigen 
politischen Projekts zu sehen sei. 
Auf der einen Seite wurde betont, 
dass die Dringlichkeit der sozialen 
Lage (neue Armut, Ausgrenzung, 
Erwerbslosigkeit, etc.) nach So- 
fortmassnahmen rufe. Auf der 
anderen Seite wurde davor ge- 
warnt, dass eine Umsetzung im 
Rahmen der heute bestehenden 
Kräfteverhältnisse zwangsläu- 
fig zur Verwandlung des Grund- 
einkommens in ein Instrument 
der Sozialabbaus oder der Ver- 
schlimmbesserung bestehender 
Systeme der sozialen Sicherung 
führen werde. Je nach kurz- oder 
längerfristiger Perspektive wird 
in erster Linie auf Bündnisse mit 
etablierten Parteien (auch Regie- 
rungsparteien) oder aber auf den 
Aufbau einer sozialen Bewegung 
gesetzt, die (unter anderem) für 
ein bedingungsloses und exis- 
tenzsicherndes Grundeinkommen 
kämpft. 


Und welches Finan- 


zierungsmodell ? 


2. Kontrovers diskutiert wurde 
die Frage nach der Finanzierung 
des Grundeinkommens. Zwar 
herrschte weitgehend Einigkeit, 
dass angesichts der Dynamik der 
Reichtumsproduktion und der 
Entwicklung der Arbeitsprodukti- 


von Anfang Ok 


vität im Prinzip "genug für alle” 
da sei. Aber bei den konkreten 
Finanzierungsmodellen gingen 
die Meinungen weit auseinan- 
der. Auf der einen Seite wird die 
Finanzierung durch eine höhere 
Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger 
Abschaffung bisheriger Einkom- 
mens- und Vermögenssteuern 
vorgeschlagen ; auf diese Wei- 
se, so die Anhänger dieses Vor- 
schlags, könne das Grundeinkom- 
men eingeführt werden, ohne die 
gesamte Steuerlast zu erhöhen. 
Auf der andern Seite werden sol- 
che Finanzierungsmodelle dafür 
kritisiert, dass sie die neolibera- 
le Strategie einer zunehmenden 
Verlagerung von den direkten 
zu den indirekten Steuern über- 
nehmen. Die durch das Grund- 
einkommen angestrebte Umver- 
teilung des Reichtums von oben 
nach unten werde damit gleich 
wieder rückgängig gemacht. Das 
Grundeinkommen, so die Kritike- 
rInnen des Mehrwertsteuermo- 
dells, müsse über die Besteuerung 
von Vermögen, Einkommen und 
Kapitaleinkünften finanziert wer- 
den. Gerade hier könnte Attac ei- 
nen Beitrag zu "steuerpolitischen 
Fragen" leisten. 


Über Sinn und Zweck 


von Arbeit 


3. Wichtig für die Grundeinkom- 
mensdiskussion ist die Frage nach 
der gesellschaftlichen Bedeu- 
tung der "Arbeit", verstanden als 
Beteiligung an gesellschaftlich 
notwendigen Tätigkeiten. Auf 
der einen Seite wird davon aus- 
gegangen, der Gesellschaft gehe 
auf Grund von Rationalisierung 
und Automatisierung die Arbeit 
aus, oder zumindest sei es nicht 
(mehr) möglich, allen arbeitswilli- 
gen Menschen eine Arbeit zu ver- 
schaffen. Das Grundeinkommen 
wird dann als Möglichkeit propa- 
giert, allen unabhängig von Arbeit 
ein existenzsicherndes Einkom- 
men zu gewähren. Auf der andern 
Seite wird kritisiert, diese Haltung 
gebe den Kampf um Arbeitsrech- 
te und Arbeitsbedingungen auf 
und finde sich mit einer Spaltung 


der Gesellschaft in Arbeitende 
und Einkommenbeziehende ab, 
auf deren Grundlage sich weder 
soziale Gerechtigkeit noch neue 
Solidaritätsformen zu entwi- 
ckeln vermögen. Aus dieser Sicht 
könnte die Forderung nach dem 
Grundeinkommen mit der For- 
derung nach dem Recht auf eine 
interessante und gesellschaftlich 
nützliche Tätigkeit, über deren 
Bedingungen, Inhalte und Ziele 
kollektiv-demokratisch zu ver- 
handeln ist, verknüpft werden. 
Damit stellt sich die Frage nach 
der "Wirtschaftsdemokratie". 


Grundeinkommen 
für welches Gesell- 
schaftsprojekt ? 


4. Schliesslich existieren Mei- 
nungsverschiedenheiten in Bezug 
auf die gesellschaftlichen Ord- 
nungsprinzipien, mit denen die 
Forderung nach dem Grundein- 
kommen verbunden wird. Es gibt 
sozial- und neoliberale Grundein- 


tober 2007 >>> 


2. DEUTSCHSPRACHIGER 


GRUNDEINKOMMENS-KONGRESS 


5. BIS 7. OKTOBER 2007 IN BASEL 


kommensbefürworterInnen, die 
darin ein Instrument sehen, den 
Staat zurückzudrängen und dem 
freien Spiel der Marktkräfte zum 
Durchbruch zu verhelfen. Dem 
Grundeinkommen wird in dieser 
Sichtweise die Aufgabe zuteil, 
nicht nur ein soziales Auffang- 
netz bereit zu stellen, sondern 
auch zur Befreiung der Kreativi- 
tätspotenziale beizutragen, die in 
allen Menschen schlummern. Ein 
innovativ-soziales Unternehmer- 
tum soll den Weg in die Zukunft 
weisen, und wir alle könnten nach 
dieser Vorstellung Unternehmer 
und Unternehmerinnen sein. "Un- 
ternimm die Zukunft" lautet denn 
auch das Motto von Götz Werner, 
dem Chef der Drogeriemarkt-Ket- 
te und prominentesten Vertreter 
dieser Strömung in Deutschland. 


Solche Vorstellungen wurden von 
den Teilnehmenden kritisiert, die 
sich auf linke Traditionen bezie- 
hen und die verheerenden sozia- 
len und ökologischen Wirkungen 
des scheinbar freien Spiels der 
Marktkräfte (das in Wirklichkeit 
stark durch Grossunternehmen 
und staatliche Instanzen gelenkt 
wird) anprangern. Sie gehen da- 
von aus, das (kapitalistische) 
Unternehmertum beruhe auf der 
Ausbeutung von Menschen durch 
Menschen und müsse grundsätz- 
lich in Frage gestellt werden. Es 
gehe nicht darum, "den Staat" 
gegen "den Markt" zu verteidi- 
gen. Aber das Grundeinkommen 
müsste genutzt werden, um 
neue Formen von Öffentlichkeit, 
Solidarität und Demokratie zu 
entwickeln. Einen interessanten 


Vorschlag brachte Manolo Saez 
von Netzwerk Baladre aus Spa- 
nien ein: Demnach würde ein 
Teil des Grundeinkommens nicht 
individuell ausbezahlt, sondern in 
einen Fonds überwiesen, dessen 
Mittel in öffentlichen Dorf- oder 
Stadtteilversammlungen auf der 
Grundlage einer Diskussion über 
bestehende Bedürfnisse und An- 
liegen demokratisch verwaltet 
werden. 


Als Ergebnis aus dem zweiten 
Grundeinkommenskongress bleibt 
die Feststellung, dass dieses The- 
ma zu Diskussionen darüber führt, 
welche "andere Welt" wir wollen. 
Attac Schweiz kann aus solchen 
Diskussionen möglicherweise 
ebenso viel lernen wie dazu bei- 
tragen. 


>>> Freies Radıo braucht Unterstützung >>> 


An der Sommerakademie von attac schweiz 
im September 2007 wurde ausgiebig über 
die zunehmende Konzermacht im Medien- 
bereich, über sexistische Werbung und die 
Situation unabhängiger Medien diskutiert. 
Ein Beispiel für unabhängige Medienarbeit 
ist Radio Dreyeckland, ein freies Radio, das 
seit Jahren in der Region Basel (Südbaden) 
kritische Berichterstattung bringt, selbst 
gemacht von AktivistInnen verschiedener 
Bewegungen. Auch über Aktivitäten von at- 
tac schweiz hat Radio Dreyeckland wieder- 
holt berichtet. Das Radio arbeitet auch mit 
den Schweizer Gemeinschaftsradios RaBe 
und LoRa zusammen, beispielsweise wer- 
den Sendungen ausgetauscht. Wegen einer 
finanziell schwierigen Situation ist Radio 
Dreyeckland heute (vermehrt) auf unsere 
Unterstützung angewiesen. Die Sendungen 
von Radio Dreyeckland sind auf dem Inter- 
net zu hören auf www.rdl.de (Red.). 


Radio Dreyeckland (RDL) steckt in der 
schwersten Finanzkrise seit Jahren. Die 
Hauptamtlichen arbeiten ohne Honorare zu 
bekommen, wir werden vermutlich Räume 
aufgeben und Honorarstellen streichen und 
es darf nun auf keinen Fall ein Mischpult 
oder ähnliches kaputt gehen... Viele von 
euch haben vermutlich schon was davon 
mitbekommen und fragen sich, was denn 
eigentlich los ist. Einige engagierte Redak- 
teurInnen sind zur Zeit dabei, sich durch die 
lange Liste der Mitglieder hindurchzutelefo- 
nieren um direkt über die Situation zu be- 
richten. 


Da wir weder auf eine gerechtere Vertei- 
lung der Rundfunkgelder noch auf die nach 
Gutdünken verteilten Projektmittel hoffen 
können, bleibt für Radio Dreyeckland nur 
ein Weg : Wir müssen von der Landesanstalt 
für Kommunikation so unabhängig wie nur 


möglich werden. Die wichtigste Grundlage 
unserer Unabhängigkeit sind die Mitglied- 
schaften im Freundeskreis. Wir sind drin- 
gend auf Spenden und vor allem auf neue 
Mitglieder angewiesen. 


Und was können die RDL-Mitglieder tun ? 
Sprecht in eurem Freundeskreis Menschen 
an und vor allem diejenigen, die hin und 
wieder die 102,3 einschalten, sollen sich 
doch einen Ruck geben und mit einer Spen- 
de oder einer Mitgliedschaft dieses Projekt 
unterstützen. Auf der homepage www.rdl.de 
gibt es weitere Informationen und auch eine 
Möglichkeit direkt zu spenden | 


Falls ihr Fragen oder noch Ideen und Vor- 
schläge habt, meldet euch gerne bei 


presse@rdl.de. Wir freuen uns darüber ! 


Radio Dreyeckland 





>>> Der Kampf gegen die leeren Staatskassen >>> 


Attac Schweiz führt eine brei- 
te Steuerkampagne. Hauptziel 
ist, die Unternehmenssteuerre- 
form Il bei der Abstimmung vom 
24. Februar 2008 zu bekämpfen. 
Doch steuerpolitische Themen 
von Attac beschränken sich nicht 
darauf. Es sollen auch allgemeine 
Sparpraktiken kritisch beleuchtet 
werden. 


Die Unternehmens- 
steuerreform II (UstR 
Il): Was sieht die Re- 


form vor? 


Zu genüge haben wir nun von 
Bundesrat Hans-Rudolf Merz ge- 
hört, dass die UstR Il die steuer- 
liche Doppelbelastung mindern 
will. Diese ist jedoch ein bürger- 
liches Konstrukt: Einerseits will 
man die Besteuerung der vom 
Unternehmensgewinn abhängi- 
gen, ausgeschütteten Dividen- 
den für Grossaktionäre nur noch 
zu 60% festsetzen. Andererseits 
wird jedoch vergessen, dass 
Lohnabhängige ihren Lohn von 
Unternehmen erhalten und auch 
besteuern müssen, und zwar zu 
100%! Zudem betrifft die Er- 
leichterung der Doppelbesteu- 
erung natürliche Personen und 


passt somit nicht in die UStR, 
welche für juristische Personen 
(=Unternehmen) gedacht ist. Die 
Entlastung der Aktionäre, die 
mindestens 10% der Aktien einer 
Kapitalgesellschaft besitzen, kann 
als erster Schritt eines langfristi- 
gen Zieles betrachtet werden: die 
Entlastung aller Aktionäre! 


Laut Merz werden die von den 
Aktionären eingesparten Dividen- 
den langfristig in Investitionen 
übergehen. Ein solches Verhalten 
der Aktionäre ist jedoch nicht 
berechenbar und nicht belegbar. 
Dazu ist voraussehbar, dass Un- 
ternehmen jenen Mitarbeitern, 
die gleichzeitig auch Aktionäre 
sind (das ist in KMUs häufig der 
Fall), in Zukunft nicht mehr ein- 
fach einen Lohn, sondern Dividen- 
den auszahlen, da sie somit steu- 
erliche Vorteile haben. Dies kann 
für die Sozialwerke problematisch 
werden, da für Dividenden keine 
Abgaben an die Sozialversiche- 
rungen anfallen. 


Ein weiterer wichtiger Punkt ist 
die Anrechnung der Gewinnsteuer 
an die Kapitalsteuer, was praktisch 
einer indirekten Abschaffung der 
Kapitalsteuer gleichkommt. Dieser 
Schritt ist mit einer schon geplan- 


ten Unternehmenssteuerreform III 
verbunden, welche die Absenkung 
der Unternehmenssteuer auf das 
Niveau für Holdings vorsieht, also 
ausschliesslich eine Kapitalsteuer 
von 0,02 Promille! (Holdings zah- 
len keine Gewinnsteuer, da sie in 
der Schweiz nur Kapitalbeteili- 
gungen verwalten, ihren Gewinn 
aber im Ausland machen.) 


Der Steuerstreit mit der EU gehört 
ebenfalls in dieses Kapitel. Die 
europäische Gemeinschaft kriti- 
siert zwei Praktiken der Schweiz, 
nämlich die Pauschalbesteuerung 
für Reiche und die fehlende Ge- 
winnsteuer für Holdings. Das eid- 
genössische Finanzdepartement, 
unterstützt von Economiesuisse 
und den Schweizer Banken, miss- 
achtet diese Kritik und wird vo- 
raussichtlich mit der UStR Ill die 
Besteuerung der Unternehmen an 
diejenige der Holdings anpassen! 
Welche Ironie! 


Die UStR II wird vor allem städ- 
tische Gemeinden benachteiligen, 
da sie im Gegensatz zu den ländli- 
chen Gemeinden mehr juristische 
Personen zählen. Zu unterstrei- 
chen ist, dass die Städte schon 
durch die UStR | sehr stark ge- 
troffen wurden (Neuregelung der 


>>> Kassenkampf - Der Film! >>> 


© BANK 
RE: 
SWITZERLAND 


Ende 2006 hat ATTAC Schweiz 
mit dem Buch "Kassenkampf 
- Argumente gegen die leere 
Staatskasse" (Rotpunktverlag) 
bereits einen wichtigen Beitrag 
zu aktuellen steuerpolitischen 
Diskussionen geleistet. In dem 
soeben fertig gestellten Film 
namens "Kassenkampf - der 
Film" wird das vermeintlich 
trockene Thema auf überaus 
witzige Art aufgegriffen und für 
alle zugänglich gemacht. Mit 
spannenden Interviews: Sebas- 
tien Guex, Uni Lausanne; Gerold 
Bührer, economiesuisse; Fulvio 
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Pellink, FDP; Andreas Missbach, 
EvB und Aktivisten von ATTAC 
kommen zu Wort. Mit der Pre- 
miere des Films lancierten wir 
auch offiziell unsere breit ange- 
legte Steuerkampagne. 


Schaut euch den Film an - oder 
bestellt den Film gleich (Richt- 
preis 10 Franken): 


Attac, Rue des Savoises 15, 
1205 Genf, 

Tel: ++41 22 800 10 40. 
E-Mail: 
steuerreferendum@attac.org 


Holdingbesteuerung, Einführung 
der proportionalen Gewinnsteuer 
und Abschaffung der Kapitalsteu- 
er bei der direkten Bundessteuer). 
Die steuerpolitischen neolibera- 
len Gegenreformen werden im- 
mer weitergetrieben. Man schätzt 
heute, dass mit allen politischen 
Vorstössen auf Bundesebene 40 
bis 50% des schweizerischen 
Steuersubstratess der direkten 
Steuern in Frage gestellt sind. 
Solche Zahlen werden langfristig 
allen nur schaden! 


Die sozialen Kosten 
des Sparens 


Die bürgerliche Sparpolitik kennt 
keine Grenzen. Aber wer über- 
nimmt die kollektiven Kosten? 
Seit den 1970er Jahren kann man 
eine Überwälzung der Steuerlast 
von Kapital- und Vermögensbe- 
sitzern, hohen Einkommen, Ak- 
tionären und Unternehmen auf 
Lohnabhängige, tiefe Einkommen 
und Prekäre feststellen. Wie für 
die Sanierung der Sozialversiche- 
rungen ist in Zukunft denkbar, 
dass auch für die Steuerausfälle 
die Mehrwertsteuer erhöht wird, 
also genau die asozialste Steuer. 


Infos über Filmvorführungen in 
den Regionen: 
www.schweiz.attac.org 
steuergerechtigkeit.wordpress. 
com 


«Kassenkampf - der Film» 
Regie: Vania Jaikin 
Produziert von : ATTAC 
Spieldauer : 37° 





Neue Broschüre 

zur Steuerpolitik 
"Steuern sind zum 

| Oder: 
Die_ weltweite Ge- 
schichte der Steuer( 
un)gerechtigkeit", 


36 Seiten, Hg. ATTAC Schweiz. 
Richtpreis : CHF 5.- 


steuern da 


Zu bestellen bei: 
steuerreferendum@attac.org 
oder unter Tel. 022 800 10 40 
Oder zum Runterladen auf: 
www.schweiz.attac.org/ 
Dokumente 


Doch die neoliberale Herrschaft 
wird nicht nur durch solche Ge- 
genreformen, sondern auch durch 
Einwilligung und Konsens herge- 
stellt und aufrecht erhalten. Linke 
Regierungsparteien bieten Hand 
für die Erhöhung der indirekten 
Steuern wie der Mehrwertsteuer. 
Sie opponieren auch nicht gegen 
die Erhöhung von Kopfsteuern 
wie die Krankenkassenprämien. In 
Deutschland Rot-Grün, in Italien 
die Unione, in der Schweiz die 


SP: Gegenreformen stiessen in je- 
nen Kreisen stets auf Konsens, ja 
wurden von ihnen selbst lanciert. 
Werden wir in naher Zukunft 
staunen, wenn die SP Schweiz 
die Einführung der Flat Tax pro- 
pagiert, wie kürzlich bereits ihre 
kantonale Sektion in Obwalden? 


Ein verschuldeter Staat sei ein 
schlechter Staat, der keine Ver- 
antwortung gegenüber den fol- 
genden Generationen übernehme, 
wird uns gepredigt. Übersehen 
werden jedoch Staatsausgaben 
mit langer Nutzungsdauer. Sobald 
nicht nur Schulden betrachtet 
werden, die von einer Generation 
zur nächsten gegeben werden, 
sondern auch das öffentliche 
Vermögen, die öffentlichen Gü- 
ter, die damit finanziert werden, 
können die nachfolgenden Ge- 
nerationen ebenso gut von den 
Schulden profitieren, die ihre 
Vorgänger gemacht haben, wie 
sie darunter leiden können, dass 
die vorhergehenden Generationen 
am falschen Ende gespart haben. 
Konkret bedeutet dies, dass Spar- 
zwänge und Budgetkürzungen die 
Qualität von Schulen, Krippen- 
plätzen, Krankenhäusern, Biblio- 
theken etc. verschlechtern. Und je 


schlanker und ärmer der öffent- 
liche Sektor geworden ist, desto 
eher wird als einzige Lösung die 
Privatisierung vorgeschoben. Ei- 
nige öffentliche Güter können in 
der Tat leicht durch private ersetzt 
werden, einige Konsumenten Öf- 
fentlicher Güter können es sich 
leisten, sich privat anzueignen, 
was zuvor öffentlich war. Die öf- 
fentliche Armut trifft eben nicht 
alle BürgerInnen gleichermassen. 
Sie trifft diejenigen härter, die 
auf die Schulen, Krankenhäuser 
und sonstigen öffentlichen Ein- 
richtungen an Ort und Stelle 
angewiesen sind, die keine "freie 
Wahl” und in der Regel auch kei- 
ne private Alternative haben, die 
sich nur begrenzt "selbst behel- 
fen" können. Sie trifft diejenigen 
am härtesten, die im politischen 
Verteilungskampf die schlechtes- 
ten Karten haben. 


Eine innovative und gesellschaft- 
lich gerechte Steuerpolitik sollte 
auf die finanzielle Stärkung der 
öffentlichen Dienste und ihre in- 
nere Demokratisierung abzielen 
sowie einen breiten sozialen Zu- 
gang zu Bildung, Gesundheit und 
sozialer Sicherheit gewährleisten. 
Eine solche Diskussion ist vor al- 


lem eine Sache politischer Gegen- 
macht und erfordert eine soziale 
und politische Mobilisierung. 


Kontakt: 
steuerreferendum@attac.org, 
Tel. 022 800 10 40 


Aktuelle Infos: 
www.steuergerechtigkeit.word- 
press.com 

www.schweiz.attac.org 


Literatur: 


Sebastian Guex: La politique 
des caisses vides. Etat, finances 
publiques et mondialisation, in 
Actes de la recherche en sci- 
ences sociales, No 146-147, 
Paris: Seuil, 2003, Ss 51-61 


Michael R. Krätke: Die Kosten 
des Sparzwangs, in: Loccumer 
Initiative kritischer Wissen- 
schaftlerinnen und Wissen- 
schaftler (Hrsg.): Rot-Grün - 
noch ein Projekt? Versuch einer 
Zwischenbilanz, Hannover: Of- 
fızin Verlag, 2001. 


Bundesrat Merz verteilt Steuergeschenke: 


Das ganze Jahr Weihnachten für Grossaktionäre!l 


Bundesrat Hans-Rudolf Merz hat 
am Samstag 15. Dezember 2007 
versucht, Steuergeschenke zu 
verteilen. Doch Weihnachtsstim- 
mung kam nicht auf: Von den 
angesprochenen PassantInnen 
besassen nur ganz wenige 10% 
des Aktienkapitals einer Firma. 
Somit erfüllte kaum jemand die 
Voraussetzungen, um von der 
Unternehmenssteuerreform || zu 
profitieren. 


Mit dieser kreativen Strassenakti- 
on im Berner Weihnachtsrummel 
klärte attac Bern die Bevölkerung 
über das Mogelpacket Unterneh- 


menssteuerreform Il auf. Anstatt 
kleinere und mittlere Unterneh- 
men (KMU) zu entlasten, wie 
von den Befürwortern behaup- 
tet, beschenkt dieses Gesetz nur 
Grossaktionäre. Die dadurch ver- 
ursachten Steuerausfälle in Mil- 
liardenhöhe gehen zu Lasten der 
ganzen Bevölkerung. 


Weitere Informationen : 
http://www.schweiz.attac.org/de 


http://steuergerechtigkeit.word- 
press.com 





>>> Polizei, 


Justiz und 


Menschenrechte >>> 


Wir verweisen hier auf eine Kam- 
pagne von Amnesty International 
zu Menschenrechtsverletzun- 
gen, die von der Schweizer Poli- 
zei begangen werden. Amnesty 
hat hierzu einen Bericht ver- 
fasst. Interessant - nicht nur für 
die vielen unter uns, die bei der 
Ausübung ihrer demokratischen 
Rechte - insbesondere der Mei- 
nungsäusserungsfreiheit - schon 
mal schikaniert, kontrolliert, ver- 
haftet oder gar misshandelt (und 
danach noch gebüsst) wurden 
(Red.). 


Besorgt über Aussagen von Zeu- 
gen und Zeuginnen, die von er- 
niedrigender und unmenschlicher 
Behandlung oder von unverhält- 
nismässiger Gewaltanwendung 
im Rahmen von Polizeieinsät- 
zen berichten, hat Amnesty In- 
ternational eine Untersuchung 
zur Polizeiarbeit in der Schweiz 


durchgeführt. Die beschriebenen 
Fälle veranschaulichen eine Viel- 
zahl von Situationen - Einsätze 
gegen Asylsuchende, Schwarze, 
Mitglieder der Antiglobalisie- 
rungsbewegung, Fussballfans 
und Minderjährige - mit einem 
gemeinsamen Nenner: einer De- 
facto-Straflosigkeit der Polizei. 
Amnesty International hat einige 
Fälle von schwerwiegenden Men- 
schenrechtsverletzungen festge- 
stellt, die den Tod von Menschen 
zur Folge hatten, aber auch weni- 
ger gravierende Fälle, die jedoch 
für die betroffenen Personen und 
die Respektierung der Grundrech- 
te von Bedeutung sind. 


Anmesty International 
Weitere Infos: www.amnesty.ch/ 


de/shop/artikel/ai-berichte/poli- 
zei-justiz-und-menschenrechte 


>>> Unterstützt 
die Inıtiative gegen 
Waffengewalt! >>> 


Gewalt gegen Frauen ist nach wie 
vor Realität, auch und gerade in 
der Schweiz. Ein besonders düste- 
res Kapitel ist die weit verbreitete 
häusliche Gewalt, also Gewalt, 
die Frauen in den eigenen vier 
Wänden von ihrem (Ex-) Partner 
angetan wird: 2 von 5 Frauen 
erleben mindestens 1x in ihrem 
Leben physische oder sexuelle 
Gewalt. Schusswaffen inkl. Ar- 
meewaffen spielen bei häuslicher 
Gewalt eine grosse Rolle, vielen 
Frauen wird mit der im Haushalt 
vorhandenen Waffe gedroht. 


Häusliche Gewalt kommt erwie- 
senermassen in allen Schichten, 
Bevölkerungs- und Berufsgrup- 
pen vor. Leider werden von ihrem 
Partner ermorderte Frauen meist 
als tragische Einzelfälle darge- 
stellt, und die gesellschaftliche 
Dimension der Frauenunterdrü- 
ckung kommt in der öffentlichen 
Diskussion kaum (mehr) vor. Eine 
Gelegenheit, diese nach wie vor 


verbreitete und gesellschaftlich 
tolerierte Menschenrechtsver- 
letzung zu thematisieren, ist die 
Volksinitiative "Für den Schutz 
vor Waffengewalt". Sie fordert 
unter anderem, dass Armeewaf- 
fen nicht mehr privat aufbewahrt 
werden, dass ein Waffenregister 
geführt wird und Schusswaffen 
nur noch gegen Nachweis von 
Bedarf und entsprechenden Fä- 
higkeiten erworben werden dür- 
fen. attac schweiz unterstützt 
diese Initiative. 


Allgemeine Informationen zu 
Gewalt gegen Frauen finden sich 
auf der Webseite der Dachorgani- 
sation der Frauenhäuser Schweiz 
und Liechtenstein: 
www.frauenhaus-schweiz.ch 
Dort ist auch der Unterschriften- 
bogen verfügbar: 
www.frauenhaus-schweiz.ch/ 
pdf/Unterschriftenbogen_DAO_ 
d.pdf 
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>>> Ireffen der 
feministischen 
Kommission von attac 


schweiz >>> 


Die feministische Kommissi- 
on trifft sich ungefähr alle zwei 
Monate und behandelt jedes Mal 
ein inhaltliches Thema. Kürzlich 
wurde eingehend über die Initia- 
tive für den Schutz vor Waffen- 
gewalt diskutiert, insbesondere 
über die Rolle von Schusswaffen 
bei häuslicher Gewalt. Eingelei- 
tet wurde das Thema von einer 
Fachfrau des Vereins Frauenhaus 
Region Biel, die Mitglied der fe- 
ministischen Kommission ist. An 
der letzten Sitzung präsentierte 
dann eine andere Frau aus der 
Kommission ihre Forschungsar- 
beit über den Streik von Bieler 
Schülerinnen, die sich Anfang 
der 1980er Jahre weigerten, den 
Hauswirtschaftsunterricht weiter 


über sich ergehen zu lassen. In 
diesem Unterricht wurde grund- 
sätzlich ein sexistisches Frau- 
enbild vermittelt, zudem fanden 
die Stunden nur für Mädchen 
und teilweise während der Ferien 
statt. Trotz gerichtlicher Verur- 
teilung erreichten diese jungen 
Frauen eine Umgestaltung des 
Hauswirtschaftsunterrichts, ins- 
besondere galt er bald danach für 
beide Geschlechter. 


Die Sitzungen der feministi- 
schen Kommission sind für alle 
Interessierten offen. Nächste 
Termine: Samstag, 9. Februar 
2008 und Samstag, 12. April 
2008. Infos und Anmeldungen: 
feministe-ch@attac.ch 


ATTAC basel 


präsentiert: 


Kassenkampf-der Film 


Von Vania Jaikin 


Dienstag, 5. Februar 2007 
20 Uhr, Petersgraben 27, Basel 


Nach der Vorstellung Diskussionsmöglichkeit und Apero 


Anmeldung 


[1 Ich möchte mehr Informationen über ATTAC 


[] Ich möchte regelmässig über die Aktivitäten und Themen von AT- 


TAC informiert werden 


[1 Ich möchte Mitglied werden (und werde als Mitglied automatisch 
regelmässig informiert) Jahresbeitrag für Verdienende CHF 50.-, für 


Nichtverdienende CHF 25.-. 


Name: 


PLZ/Ort: 


E-mail: 


Einsenden an: Attac Basel, Postfach, 4002 Basel 


